
	 1	

erlassjahr.de-Wahlprüfsteine 
Rückmeldung der FDP vom 22.09.2021 
 

Wir Freie Demokraten setzen auf eine Gläubigerbeteiligung bei Finanzierungskrisen 
einzelner Staaten in der Eurozone. Wir wollen ein Verfahren für geordnete 
„Staatsinsolvenzen“ schaffen. Damit wollen wir private Gläubiger einzelner Staaten 
stärker in die Verantwortung nehmen. Bevor an ein Mitglied der Eurozone öffentliche 
Mittel aus dem Europäischen Währungsfonds (EWF) fließen, muss es künftig eine 
Beteiligung der privaten Gläubiger dieses Staates an den Stabilisierungslasten 
geben; zumindest in Form einer Laufzeitverlängerung der jeweiligen Staatsanleihen. 
Eine solche Beteiligung des Privatsektors wäre gleichzeitig die wirksamste 
Krisenprävention, weil sich ein Staat dann in der Regel gar nicht erst unangemessen 
hoch verschulden könnte. Auch müssen der EWF und der Finanzstabilitätsrat mit 
ihrer analytischen Kompetenz bereits frühzeitig in die Krisenprävention eingebunden 
werden.	

Bildung, Teilhabe und eine wirtschaftliche Perspektive sind weltweit die zentralen 
Grundlagen für ein selbstbestimmtes Leben. Wir Freie Demokraten setzen uns 
deshalb für eine werteorientierte Entwicklungspolitik ein, die Chancen ermöglicht und 
Armut bekämpft. Dabei setzen wir auf Qualität statt Quantität der eingesetzten Mittel, 
um so auch Demokratie, gute Regierungsführung, Rechtsstaatlichkeit und Soziale 
Marktwirtschaft in der Entwicklungszusammenarbeit zu fördern. Wir werden die 
öffentlichen Mittel der Entwicklungszusammenarbeit als Hebel nutzen, um nationale 
und internationale Privatinvestitionen sowie philanthropisches Engagement zu 
mobilisieren und staatliche Eigeneinnahmen in Entwicklungsländern zu generieren.	

Wir Freie Demokraten wollen die Unterstützung für die am wenigsten entwickelten 
Länder („Least Developed Countries“ – LDCs) stärken. Denn die Nachhaltigkeitsziele 
der Vereinten Nationen (SDGs) sind für uns nicht bloß ein Lippenbekenntnis, 
sondern eine Richtschnur für unsere Politik. Wir fordern, dass bis spätestens 2030 
0,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts vorrangig durch multilaterale Projekte für die 
am wenigsten entwickelten Länder bereitgestellt werden. Dabei muss insbesondere 
die Resilienz der LDCs gegenüber Krisen gestärkt werden, um die bisherigen 
Entwicklungserfolge bei Ausnahmesituationen, wie zum Beispiel der Covid-19-
Pandemie, nicht zu gefährden. Wir Freie Demokraten setzen auf einen verstärkten 
Ausbau der Bildungs- und Weiterbildungsangebote im Rahmen einer neuen 
internationalen Bildungsinitiative vor allem in den am wenigsten entwickelten 
Ländern. Vor allem der Zugang für Mädchen und Frauen muss dabei im besonderen 
Fokus stehen. Bildung zu verbessern ist ein entscheidender Schlüsselfaktor für die 
Bekämpfung von Armut und die Stärkung der Resilienz von Entwicklungsländern.	

Wir setzen uns dafür ein, Entwicklungsländer stärker in den Welthandel 
einzubeziehen und den regionalen Handel zu stärken. Hierfür wollen wir den Zugang 
zum europäischen Binnenmarkt erleichtern und fairer gestalten. Europa ist das beste 
Beispiel dafür, dass Handel nicht nur zu nachhaltigem Wohlstandswachstum führt, 
sondern vor allem auch Frieden fördert. Wir wollen neben Zöllen auch sonstige 
Handelshemmnisse abbauen, die den Marktzugang für Entwicklungsländer 
erschweren. Regeln, die der Gesundheit und dem Schutz der Verbraucherinnen und 
Verbraucher in der EU dienen, bleiben davon unberührt.	
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Zudem setzen wir uns für die Schaffung einer Europäischen Entwicklungsbank unter 
dem Dach der Europäischen Investitionsbank (EIB) ein. Angesichts gegenwärtiger 
und zukünftiger Herausforderungen muss die europäische Entwicklungspolitik 
schlagkräftiger werden, um freiheitliche Werte weltweit verteidigen zu können. Dafür 
muss die Entwicklungszusammenarbeit der EU und ihrer Mitgliedstaaten besser 
aufeinander abgestimmt werden. Die EIB bietet hierfür den geeigneten Rahmen. 
Eine Europäische Entwicklungsbank, die den Fokus auf Demokratie, Marktwirtschaft 
und Rechtsstaatlichkeit legt und die Mobilisierung von privatem Kapital steigert, kann 
Teil einer gemeinsamen europäischen Antwort auf die chinesische „Belt and Road“-
Initiative sein, damit Entwicklungsländer nicht vom autokratischen Regime in Peking 
abhängig werden.	

	


